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Durchführung des § 76 des Landesbeamtengesetzes (LBG) in Verbindung mit § 10 Absatz 2 
der Landesbeihilfeverordnung (LBhVO) 
Vollständiger Ausschluss des Beihilfeanspruchs bei fehlendem Nachweis des Krankenversiche-
rungsschutzes 
 
Anlage 
 
 
Gemäß § 10 Absatz 2 der Landesbeihilfeverordnung (LBhVO) hat Anspruch auf Beihilfe nur, wer 
seinen Krankenversicherungsschutz und den seiner berücksichtigungsfähigen Angehörigen ein-
schließlich abgeschlossener Wahltarife nach § 53 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch nach-
weist. Das Bundesverwaltungsgericht hat in einem Revisionsverfahren am 19. Juli 2012 entschie-
den (Az.: BVerwG 5 C 1.12), dass der vollständige Ausschluss des Beihilfeanspruchs im Land Ber-
lin gem. § 10 Absatz 2 LBhVO, der an den fehlenden Nachweis eines Krankenversicherungsschut-
zes anknüpft, unwirksam ist (vgl. beiliegende Presseerklärung des Bundesverwaltungsgerichts). 
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Aufgrund der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts und im Vorgriff auf die Zweite Ver-
ordnung zur Änderung der Landesbeihilfeverordnung bitte ich ab sofort die Regelung des § 10 
Absatz 2 LBhVO nicht mehr anzuwenden. Bei noch in der Sache offenen Widerspruchsverfahren 
bitte ich im Sinne der vorstehenden Vorgriffsregelung zu entscheiden; bei noch in der Sache nicht 
abgeschlossenen Klageverfahren bitte ich die Beihilfeberechtigten klaglos zu stellen. 
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